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Einleitung 

Kulturhoheit des Bundes -
Ein Phänomen zwischen Staatspraxis und Grundgesetz 

Kulturhoheit des Bundes? - Jeder deutsche Verfassungsrechtler wird bei 
diesem Ausdruck stutzen, scheint er doch der landläufigen Meinung zu wider-
sprechen, daß das Grundgesetz die Kulturhoheit den Ländern übertragen 
habei, ja daß gerade die Zuständigkeit in kulturellen Angelegenheiten die 
Eigenständigkeit der Länder ausmache2. In der Tendenz sind solche Aussagen 
sicherlich zutreffend; tatsächlich vermitteln sie aber nur ein stark vergröbertes 
Bild der Verfassungslage. Der Begriff "Kulturhoheit" selber wird an keiner 
Stelle des Grundgesetzes erwähnt. Es ist kein Rechtsbegriff, an den sich 
irgendeine Rechtsfolge, schon gar keine Kompetenzzuweisung knüpft. "Kul-
turhoheit" ist lediglich ein in der politischen Praxis gebräuchlicher "Sammel-
begriff" für verschiedene Befugnisse, die dem Staat im kulturellen Bereich 
zufallen3 . Diese kulturpolitischen Befugnisse hat das Grundgesetz ebensowe-
nig allein den Ländern wie allein dem Bund übertragen. Die Länder verfügen 
zwar nach der Verfassung über den größten Teil kulturpolitischer Kompeten-
zen, daneben sind aber auch dem Bund wichtige kulturstaatliche4 Funktionen 

1 So haben die Kultusminister der Länder schon in ihrer Entschließung vom 18. 
Oktober 1949 behauptet, "daß das Bonner Grundgesetz die Kulturhoheit der Länder 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland staatsrechtlich anerkennt" [abgedruckt in: 
Handbuch KMK 1984/85, S. 114]. 

2 BVerfG E 6, 309 (354); 12, 205 (229); Oppermann, Kulturverwaltungsrecht, S. 552; 
Häberle, Kulturverfassungsrecht, S. 55ff.; Hufen in: Probleme des Föderalismus, S. 199 
m.w.N. 

3 v. Mangoldt-Klein, GG, Vor Art. 70, Anm. VII, S. 138lf.; Oppermann, Kulturver-
waltungsrecht, S. 556 Fußn. 19,596; Maunz in: Maunz-Dürig, GG, Art. 73, Rz. 20. 

4 Es herrscht heute Einmütigkeit, daß die Bundesrepublik nach dem Grundgesetz 
ein Kulturstaat ist, d. h. von Verfassungs wegen einen Kulturauftrag zu erfüllen hat 
[Statt aller: BVerfG E 10, 20 (36f.)]. Die positivrechtliche Herleitung eines entspre-
chenden "Kulturauftrags" ist allerdings schwierig: Keinesfalls reicht es aus, sich nur auf 
Art. 5 GG zu stützen [Steiner, VVDStRL 42 (1984), 7 (13fO]. Art. 5 GG schützt nur 
bestimmte Freiheitsbereiche (Meinung, Presse, Rundfunk, Wissenschaft und Kunst), 
die bei weitem nicht alle kulturellen Tätigkeiten ausschöpfen. Man denke nur an die 
Förderung von Religion und Bildung. Auch das Bundesverfassungsgericht betont 
immer nur die Wertentscheidung der Verfassung zugunsten der "Freien Wissenschaft" 
[E 35, 79 (114)], oder der "Freiheit der Kunst" [E 36, 321 (331)], und spricht nirgends 
von einem allgemeinen "Kulturauftrag" des Staates. 

Insofern scheint es geboten, mindestens weitere Grundrechte (Art. 4, 5 und 7 GG), 
besser noch einzelne kulturelle Kompetenztitel (Art. 74 Nr. 5 und 13, 75 Nr. 1a und 2, 

2 Köstlin 
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eingeräumt, man denke etwa an die Zuständigkeiten für die Auswärtige (Kul-
tur-)Politik (Art. 32,73 Nr. 1,87 Abs. 1 GG) oder die Gemeinschaftsaufga-
ben Hochschulbau und Forschungsförderung (Art. 91 a und b GG). Im Bun-
desstaat des Grundgesetzes ist die Kulturhoheit also kein ausschließliches 
Hausgut der Länder; sie ist vielmehr - wenn auch ungleichmäßig - auf Bund 
und Länder verteiIt5. Neben der Kulturhoheit der Länder gibt es auch eine 
Kulturhoheit des Bundes. 

Die folgende Untersuchung möchte diese Kulturhoheit des Bundes näher 
ausloten6. Eine rechtliche und politische Bestandsaufnahme ist heute, 40 Jahre 
nach Verabschiedung des Grundgesetzes, überfällig7. Anknüpfend an manche 
Praxis während des Kaiserreiches und der Weimarer Republik hat die Bundes-
regierung seit 1949 immer wieder einzelne Kultureinrichtungen von herausra-
gender Bedeutung finanziell unterstützt8• In den ersten Jahren blieb dies meist 
unauffällig. Nur bei den Großprojekten Stiftung Preußischer Kulturbesitz und 
Deutschland Fernseh GmbH kam es zum offenen Konflikt mit den Ländern. 
Die Bundesregierung hielt sich ansonsten regelmäßig bedeckt; die Kanzler 

91 a Abs. 1 Nr. 1,91 b GG) hinzuziehen. Aber selbst dann läßt sich noch bezweifeln, 
ob sich dies alles zu einem umfassenden Kulturauftrag des Gemeinwesens addieren läßt 
[Steiner, VVDStRL 42 (1984) 7 (16); Grimm, ebenda S. 46 (63f.). Die Literatur ver-
sucht deshalb noch zusätzliche Argumente außerhalb des Grundgesetzes zu finden. So 
stützt sich Knies, Schranken, S. 213, auf die Landesverfassungen, Häberle, Kulturstaat, 
S. 20ff.,36f., auf anthropologische Gesichtspunkte, oder E. R. Huber, Problematik, 
S. 4ff. und ähnlich Badura, Diskussionsbeitrag, VVDStRL 42 (1984), 104 (105), auf 
einen "wesensmäßigen Zusammenhang" von Staat und Kultur. Am überzeugendsten 
erscheint mir insofern die staatstheoretische und -historische Herleitung von Grimm, 
VVDStRL 42 (1984), 46 (64f.). Er versteht die verschiedenen positivrechtlichen Nor-
men im Grundgesetz als Endpunkte einer historischen Entwicklung des kulturfördern-
den Staates, dem zwar aufgrund dieser Entwicklung ein umfassender Kulturauftrag 
zukommt, in dessen Verfassung aber nur einzelne Kulturaufträge Eingang finden, 
deren Realisierung wiederum von der Erfüllung des Gesamtauftrags abhängt [Kritisch: 
Wahl, AöR 112 (1987), 26 (49)]. 

Insofern mag die Einfügung einer Kulturstaatsklausel ins Grundgesetz als Bestäti-
gung der allgemeinen Rechtsauffassung sinnvoll erscheinen [Sachverständigenkommis-
sion Staatszielbestimmungen, Rz. 169ff.; Grimm, VVStRL 42 (1984), 46 (67); Opper-
mann§z in: FS Bachof, S. 4 (14ff.). Skeptisch: Steiner, VVDStRL 42 (1984),7 (38ff.)]. 
Zum ganzen neuerdings: Stern, StaatsR III, § 68 VII 3b, S. 884ff. 

5 v. Mangoldt-Klein, GG, Vor Art. 70, Anm. VII, S. 138lff.; Oppermann, Kultur-
verwaltungsrecht, S. 556ff., 596; v. Münch, VVDStRL 31 (1971),51 (78f.); Sachver-
ständigenkommission Staatszielbestimmungen, Rz. 175. 

6 Die Alternative, über eine Verfassungsänderung dem Bund weitergehende kultur-
politische Möglichkeiten zu vermitteln, ist bei realistischer Betrachtung so unwahr-
scheinlich, daß sie hier gar nicht weiter erörtert werden soll. 

7 Die bisherigen Untersuchungen sind zum großen Teil veraltet und meist nur von 
beschränktem Umfang. Neben den knapp 30 Seiten bei Oppermann, Kulturverwal-
tungsrecht, S. 576ff., sind hier - in chronologischer Reihenfolge - zu erwähnen: Peters, 
FS Kaufmann, S. 281ff.; Wenke, FS Nawiasky, S. 269ff.; Köttgen, Kulturpflege; 
Thieme, Kulturordnung; v. Mangoldt-Klein, GG, Vor Art. 70, Anm. VII, S. 138lff.; 
Theilen, Bund; Maunz, FS G. Müller, S. 257ff.; Hufen, BayVb11985, S. Iff.; ders. in: 
Probleme des Föderalismus, S. 199ff. 

8 Ausführlich: Abelein, Kulturpolitik, S. 40ff.; 65ff.; 93ff.; 137ff. 
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sprachen in ihren Reden allenfalls das kompetenzrechtlich sichere Terrain der 
Auswärtigen Kulturpolitik an9 • Mit Beginn der siebziger Jahre änderte sich 
das. Seit der Finanzverfassungsreform verfügte der Bund über neue wichtige 
Kompetenzen im Hochschulbau, der Bildungsplanung und der Forschungsför-
derung. Immer mehr geriet damit die innerstaatliche Kulturpolitik in den Auf-
gabenkreis des Bundes. Deutlich wurde das in der Regierungserklärung von 
Willy Brandt am 18. Januar 1973. Zum ersten Mal erläuterte hier ein Bundes-
kanzler detailliert seine Vorstellungen über Fragen der innerstaatlichen Kul-
tur-, Bildungs- und Medienpolitik lO• Seither tauchen allgemeine Erläuterun-
gen zur Kulturpolitik immer häufiger in Regierungserklärungen auf11; diese 
sind geradezu ein Forum für wichtige kulturpolitische Initiativen des Bundes 
geworden. So sprachen sich Willy Brandt und Helmut Schmidt nachdrücklich 
für die Gründung einer Deutschen Nationalstiftung aus12 , Helmut Kohl gab 
den Anstoß zum Haus der Geschichte in Bonn, dem Deutschen Historischen 
Museum in Berlin und jüngst zu einer deutschen Kultureinrichtung in Prag13 . 

Auch der Bundestag hat die Bedeutung der Bundeskulturpolitik erkannt: 
So wurde 1970 eine Enquete-Kommission Auswärtige Kulturpolitik einberu-
fen 14, deren Bericht (1975) ausführlich im Plenum und in den Ausschüssen dis-
kutiert wurde15 . In der zehnten Wahlperiode hat sich der Bundestag dann 
intensiv mit der innerstaatlichen Kulturpolitik auseinandergesetzt. Auf drei 
Große Anfragen16 und mehrere Beschlußempfehiungen17 kam es 1984 und 
1986 zu den ersten großen Bundestagsdebatten über die innerstaatliche Kul-
turpolitik18. Am Ende stand die Aufforderung an die Bundesregierung, ihre 
kulturpolitischen Anstrengungen fortzusetzen, besonders aber ihre Aktivitä-
ten in der sozial- und steuerpolitischen Künstlerförderung und der internatio-
nalen kulturellen Zusammenarbeit zu verstärken19. 

9 Vgl. die Reden von Adenauer, Erhard und Brandt in: v. Beyme (Hrsg.), Regie-
rungserklärungen, S. 125 (143), 153 (173),191 (227),251 (275). 

10 Bulletin der Bundesregierung v. 19. Jan. 1973, Abgedruckt bei v. Beyme (Hrsg.), 
Regierungserklärungen, S. 283ff. 

11 Vgl. besonders die Regierungserklärungen von Bundeskanzler Kohl v. 4. Mai 1983 
(BT PIPr 10/4, S. 63 f, 67, 73f.), v. 18. März 1987 (BT PIPr 11/4, S. 61, 64f., 66) sowie 
v. 4. Feb. 1988 (BT PIPr 11/58), S. 3986ff.). 

12 V. Beyme (Hrsg.), Regierungserklärungen, S. 283 (304), 341 (374). 
13 Vgl. BT PIPr 10/4 S. 73f., 11/58, S. 3987f. 
14 Schlußbericht: BT Drucks. 7/4121. 
15 BT PIPr 7/239, v. 7. Mai 1976, S. 16720ff. Die Beratungen sind schließlich 1982 im 

Auswärtigen Ausschuß stecken geblieben. Vgl. Link in: Jäger-Link, Republik, S. 412. 
16 BT Drucks. 10/382, 10/785, 10/4518. Die Antworten der Bundesregierung finden 

sich in den BT Drucks. 10/2236, 10/2237, 10/5833. Am 1. August 1988 hat die Fraktion 
der GRÜNEN außerdem eine Große Anfrage zur Behandlung der NS-Kunst an die 
Bundesregierung gerichtet, Der Tagesspiegel Nr. 13 026, S. 4. 

17 10/2262, 10/2279, 10/2280, 10/5099, 10/5394, 10/6268, 10/5836. 
18 BT PIPr 10/99, S. 7174 -7216; 10/253, S. 19644 -19674. 
19 PIPr 10/253, S. 19674. Einzelheiten in BT Drucks. 10/5836. 
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